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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 11. rer 


(No. 2095.) Verordnung, die Verbindlichkeit zur Anwendung geſtempelter Maaße und Ge⸗ 
wichte betreffend. Vom 13. Mai 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Da die in der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816. (Ge⸗ 
ſetzſammlung von 1816. S. 142 ff.) enthaltenen Vorſchriften über die Ver⸗ 
bindlichkeit zur Anwendung geſtempelten Maaßes und Gewichtes ſich nicht als 
ausreichend ergeben haben, um die durchgaͤngige Anwendung gleicher und richti⸗ 
ger Maaße und Gewichte im Handel und Verkehre zu ſichern, ſo verordnen 
Wir, auf den Antrag Unſers Staats-Minifteriums, wie folgt: 
pee. 
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b. 1. % e. 0 gen, ku, eee an d e, dee ele A 
In allen Faͤlen, wo etwas nach Maaß oder Gewicht verkauft wird: 
darf die im Inlande erfolgende Ueberlieferung nur nach Preußiſchem, gehörig, u... 
geſtempeltem Maaße oder Gewichte geſchehen. Iſt im Vertrage ein fremdes: 
Maaß oder Gewicht verabredet, ſo muß daſſelbe bei jener Ueberlieferung auf gi a 7 
Preußiſches Maaß oder Gewicht reduzirt werden. „„ 
Die Uebertretung dieſer Vorſchrift hat für jeden der Kontrahenten eine 2 
polizeiliche Geldbuße von einem bis fünf Thaler zur Folge. Auch wird da rm mn ya 
dabei gebrauchte ungeſtempelte oder fremde Maaß oder Gewicht konfiszirt. 


5. 2. 


Das in der Maaß⸗- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816. und in 
Unſerer Order vom 28. Juni 1827. in Anſehung der Waarenverkaͤufer enthal⸗ 
tene Verbot des Beſitzes oder Gebrauchs ungeſtempelter Maaße oder Gewichte 
findet auf ſaͤmmtliche Gewerbtreibende dergeſtalt Anwendung, daß dieſelben, bei 
Vermeidung der darin vorgeſchriebenen Strafen, kein ungeſtempeltes Maaß oder 
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Gewicht von der Art, wie es zum Einkauf oder Verkauf von Waaren in ih⸗ 
rem Gewerbebetriebe dient, beſitzen oder gebrauchen dürfen. 


§. 3. 

Auf die Beachtung dieſer Vorſchrift ($. 2.) hat die oͤrtliche Polizei in 
Gemaͤßheit des $. 19. der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816. 
durch Unterſuchung der in den Gewerbslokalen vorhandenen Maaße und Ger 
wichte zu wachen. 

Gegeben Berlin, den 13. Mai 1840. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


v. Kampk. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. Für den Kriegeminifter: v. Coſel. 


(No. 2096.) 
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(No, 2096.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Mai 1840., betreffend die Befugniß zum 
Waffengebrauch und der Glaubwürdigkeit vor Gericht, der im Kommunal- 
oder Privatdienſt angeſtellten, zur Reſerve oder als Halbinvalide beurlaub— 
ten Corpsjäger. 


A uf den Bericht des Staatsminiſterii vom 21. v. M. will Ich die Beſtim⸗ 
mungen Meiner Erlaße vom 6. Oktober 1837. und 19. April 1838., wegen der 
Glaubwuͤrdigkeit vor Gericht und der Befugniß zum Waffengebrauch fuͤr die 
zum zwanzigjaͤhrigen Militairdienſt verpflichteten Corpsjaͤger, welche, nachdem ſie 
zur Reſerve oder als Halbinvalide beurlaubt worden, interimiſtiſch eine Anſtel⸗ 
lung als Forſt⸗Schutzbeamte erhalten haben, auch auf diejenigen Corpsjaͤger aus⸗ 
dehnen, die im Kommunal- und Privatdienſt zwar nicht auf Lebenszeit ange⸗ 
ſtellt, aber vorſchriſtsmaͤßig vereidet find; jedoch mit den Maaßgaben, daß: a) die 
erwaͤhnten Befaͤhigungen nur ſolchen Corpsjaͤgern beigelegt ſeyn ſollen, welchen 
bei ihrer Beurlaubung von dem Kommandeur der betreffenden Jaͤgerabtheilung 
ausdruͤcklich beſcheinigt wird, daß ihre dienſtliche ſowohl, als ſittliche Fuͤhrung die 
Vorausſetzung eines ſolchen vorzuͤglichen Grades von Zuverlaͤſſigkeit begruͤnde, 
der es geſtatte, ihnen bei ihrer einſtweiligen Verwendung im Forſt- und Jagd— 
Dienſt die Befugniß zum Waffengebrauch und die Glaubwuͤrdigkeit vor Gericht 
beizulegen; b) daß aber, ſobald ſich waͤhrend der Verwendung eines ſolchen 
Corpsjaͤgers im Kommunal-, oder Privat⸗Forſt⸗ und Jagddienſt, Umſtaͤnde her⸗ 
ausſtellen, die es bedenklich machen, ihn ferner in Beſitz der erwähnten Befaͤ—⸗ 
higungen zu laſſen, die Regierungen ermaͤchtigt ſeyn ſollen, ihm ſolche auf den 
vorgaͤngigen Antrag der Polizeibehoͤrden zu entziehen. Der Reviſion des Ge: 
ſetzes vom 7. Juni 1821. bleibt eine Abänderung dieſer Beſtimmung vorbehal— 
ten. Gegenwaͤrtige Order iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kennt— 
niß zu bringen. 
Berlin, den 21. Mai 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Jo. 2097.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. Mai 1840., betreffend die Ermäßigung der 


Klodnitzkanal⸗Gefälle für Transporte von Steinkohlen und mehreren ande⸗ 
ren Gegenſtänden. 


Un bei der Benutzung des Klodnitzkanales den mit Steinkohlen oder Koaks, 
oder anderem Feuerungsmaterial, oder mit rauher Fourage, mit Rohr, Bau⸗ 
und Pflaſterſteinen, Ziegeln, Erde, Sand oder Duͤnger beladenen Kaͤhnen außer 
der, durch Meine Order vom 25. Februar 1836. bereits eingeraͤumten Beguͤn⸗ 
ſtigung noch eine weitere Erleichterung zu gewaͤhren, beſtimme Ich nach Ihrem 
Antrage vom 30. v. M., daß von ſolchen Kaͤhnen, wenn ſie ſieben oder mehr 
Schleuſen paſſiren, fortan in allen Faͤllen nur eine Abgabe von Vier Thalern 
funfzehn Silbergroſchen zu erheben iſt. Inſofern dergleichen Kaͤhne ſechs, oder 
weniger Schleuſen des Kanals paſſiren, verbleibt es bei der Beſtimmung des 
Regulativs zur Entrichtung der Klodnitzkanal⸗Gefaͤlle vom 21. Dezember 1819., 
daß von jedem Kahne fuͤr die Oeffnung einer jeden Schleuſe ein Schleuſengeld 
von Zwanzig Silbergroſchen entrichtet werden muß. Sie haben dieſe Order 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 30. Mai 1840. 


Auf Befehl Sr. Majeſtaͤt des Königs 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


An den Staats- und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


(No. 2098.) 
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(No. 2098.) Geſetz über die Abſchätzung der Grundſtücke von geringerem Werthe. Vom 
15. Juni 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen zur Vereinfachung des Verfahrens bei gerichtlichen Abſchaͤtzungen der 
Grundſtuͤcke von geringerem Werthe fuͤr diejenigen Provinzen Unſerer Monar⸗ 
chie, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft hat, auf den An⸗ 
trag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats⸗ 
Raths, was folgt: 
6.1; 

Das im $. 437. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung zugelaf- 
ſene Abſchaͤtzungsverfahren findet, ohne Unterſchied, zu welchem Zwecke die Taxe 
aufgenommen werden ſoll, auf Grundſtuͤcke aller Art Anwendung, deren Werth 
nach Inhalt des Hypothekenbuches, der Erwerbsdokumente oder anderer unver⸗ 
daͤchtiger Angaben den Betrag von fuͤnfhundert Thalern nicht uͤberſteigt. Bei 
ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken find zu der Abſchaͤtzung ſachkundige Einwohner des 
Orts zu waͤhlen. 


F. 2. 

Die Abſchaͤtzung iſt jedoch durch geprüfte und vereidete Taxatoren zu be 
wirken, wenn ſaͤmmtliche Betheiligte darauf antragen, oder das Gericht keine der 
in dem angeführten $. 437. und im $. 1. dieſes Geſetzes bezeichneten Perſonen 
fuͤr geeignet haͤlt. 

§. 3. 

Die Sachverſtaͤndigen ($$. 1 und 2.) werden über die Abſchaͤtzung zum 
Protokolle vernommen; ſind dieſelben als Taratoren ein für allemal vereidet, fo 
ſteht ihnen frei, die Taxe ſchriftlich einzureichen, welche mit der Verſicherung der 
Richtigkeit an Eidesſtatt verſehen ſeyn muß. 


F. 4. 
Die Taxe muß eine genaue Beſchreibung des Grundſtuͤcks enthalten 
Allgemeine Gerichtsordnung im II. Theil, 6. Titel, F. 9. Nr. 3. $. 14 bis 16.), 
ohne daß es einer ins Einzelne gehenden Veranſchlagung bedarf. 


§. 5. 
| Eine nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes aufgenommene 
Taxe iſt auch dann gültig, wenn der dadurch ermittelte Werth fuͤnfhundert Tha⸗ 
ler uͤberſteigen ſollte. 
(No. 2008 2099.) Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. Juni 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2099.) Verordnung wegen der Vereinigung der Generalkommiſſion zu Soldin mit der 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. Vom 27. Juni 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben nach dem Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, die Aufhebung der Gene—⸗ 
ralkommiſſion zu Soldin, als einer beſonderen Behörde, beſchloſſen, und verord— 
nen deshalb, wie folgt: 
„ 

Mit dem 1. Juli 1840. wird die Generalkommiſſion zu Soldin mit der 
Regierung zu Frankfurt vereinigt, und letztere hat von da ab, innerhalb ihres 
Bezirks, alle bisher der erſteren uͤbertragen geweſenen Geſchaͤfte in Betreff der 
Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, und der Ausführung der 
Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungsordnung, unter der im K. 4. beſtimmten 
Ausnahme, in demſelben Umfange, und mit denſelben Rechten und Pflichten, 
welche bisher der Generalkommiſſion zu Soldin zuſtaͤndig geweſen, zu verwalten. 

In: | Hoe | 
Gleichfalls mit dem 1. Juli c. geht die bisher der Generalkommiſſion 
zu Soldin übertragen geweſene Ausführung der Landeskultur-⸗Geſetze in der Ober⸗ 
Lauſitz, an die Generalkommiſſion zu Breslau dergeſtalt uͤber, daß dieſelbe fuͤr 
dieſen Landestheil dieſelben Befugniſſe und Verpflichtungen uͤberkommt, welche 
ihr fuͤr das Herzogthum Schleſien bereits zuſtehen und obliegen. 

Mit demſelben Zeitpunkt ſcheidet die Ober-Lauſitz auch aus dem Wir⸗ 
kungskreis des Reviſionskollegiums zu Berlin aus, und geht in den, des Revi⸗ 
ſionskollegiums zu Breslau uͤber. 

§. 3. 

Die Mitglieder der feitherigen Generalkommiſſion zu Soldin bilden bei 
der Regierung zu Frankfurt eine beſondere Abtheilung (landwirthſchaftliche Abs 

thei⸗ 
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theilung) für welche und insbeſondere für deren Verhaͤltniß zum Regierungs⸗ 
Praͤſidenten und zu den uͤbrigen Regierungsabtheilungen die Regierungsinſtruk⸗ 
tion vom 23. Oktober 1817. und Unſere Order vom 31. Dezember 1825., ſo⸗ 
wie die Geſchaͤftsanweiſung von demſelben Tage mit den im $. 5. dieſer Ver⸗ 
ordnung beſtimmten Modifikationen volle Anwendung findet. 

Insbeſondere hat die landwirthſchaftliche Abtheilung wegen der in den 
Geſchaͤftskreis der übrigen einſchlagenden Angelegenheiten ſich mit denſelben eben 
ſo zu verſtaͤndigen, und bei entſtehenden Differenzen die Beſchluͤſſe des Plenums 
einzuholen, wie es wegen der uͤbrigen zum Reſſort der Regierungen gehoͤrigen 
Geſchaͤfte vorgeſchrieben iſt. Gegenſeitig konkurrirt die landwirthſchaftliche Ab⸗ 
theilung bei den von einer anderen Regierungsabtheilung in Betreff ihrer Guͤ— 
terverwaltung unter ihre beſondere Leitung genommenen Auseinanderſetzungen 
auf gleiche Weiſe ruͤckſichtlich der, von der erſteren wahrzunehmenden ſtaats⸗ 
wirthſchaftlichen Intereſſen, insbeſondere bei Feſtſtellung der Landtheilungsplaͤne, 
ingleichen bei Prüfung und Beſtaͤtigung der Rezeſſe. 


F. 4. 


Alle Definitiv⸗Entſcheidungen über Streitigkeiten unter den Auseinanders 
ſetzungsintereſſenten ($$. 11 und 156. der Verordnung vom 20. Juni 1817. 
und . 6. des Geſetzes wegen Ausführung der Gemeinheitstheilungs- und Ab» 
loͤſungsordnung vom 7. Juni 1821.) fo wie die im $. 36. der Verordnung 
vom 30. Juni 1834. erwaͤhnten proviſoriſchen Entſcheidungen, werden jedoch, 
und zwar ohne Unterſchied, ob und welches Rechtsmittel dagegen ſtattfindet, von 
der Kompetenz der Regierung ausgenommen, und in erſter Inſtanz einem Spruch⸗ 
Kollegium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten des Frankfurter Regie: 
rungsbezirks, uͤbertragen. Dieſes Spruchkollegium ſoll der Regel nach aus den 
Mitgliedern der landwirthſchaftlichen Abtheilung gebildet werden. 

Auch haben alle Mitglieder deſſelben, ohne Unterſchied des Gegenſtandes 
des Streits, eine entſcheidende Stimme, und die Stimme des Vorſitzenden giebt 
nur bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 

Es muß jedoch die Mehrzahl der Mitglieder des Spruchkollegi und 
jedenfalls muͤſſen drei derſelben die Qualifikation der Oberrichter beſitzen. 


§. 5. 
Die Regierusgsinſtruktion erleidet bei den zur Kompetenz der landwirth— 
ſchaftlichen Abtheilung gehoͤrigen Angelegenheiten folgende Abaͤnderungen: 

1) wenn der Dirigent mit dem Beſchluſſe der Abtheilung nicht einverſtan— 
den iſt, fo ſteht ihm nicht die Provokation auf den Regierungspraͤſiden⸗ 
ten, ſondern die auf Entſcheidung des Plenums der Regierung zu; 

(Jo. 2099.) 2) die 
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2) die dem Praͤſidenten bei anderen Angelegenheiten zuſtehende Befugniß 
zur Suspenſion der Beſchluͤſſe des Kollegiums und Einholung der Ent⸗ 
ſcheidung des Oberpraͤſidenten findet keine Anwendung. 
Urkundlich iſt dieſe Verordnung von Uns Allerhöhftfelbft eigenhändig 
vollzogen und mit dem Staatsſiegel verſehen worden. 
Gegeben Berlin, den 27. Juni 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


